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DEUTSCHER STEUERBERATER- 
KONGRESS 2020
Eine außergewöhnliche Situation erfordert besondere Maßnahmen: Trotz Corona-Krise  

und Absage des DEUTSCHEN STEUERBERATERKONGRESSES bietet die BStBK dem Berufsstand  

hochwertige Fachinformationen – und zwar online.

Die Corona-Krise stellt die Wirtschaft und jeden einzelnen Bürger in Deutschland durch starke Einschränkungen vor große Herausforderungen. 
Anfang April wandte sich BStBK-Präsident Prof. Dr. Hartmut Schwab mit einer Videobotschaft an den Berufsstand. Darin ging er auf die steuer
politischen Forderungen der BStBK im Hinblick auf die Corona-Krise ein und gab Hinweise zu berufsrechtlichen Themen. In Zeiten der Pandemie-
Bekämpfung müssen Großveranstaltungen ausfallen und so musste auch die BStBK ihr Jahres-Highlight, den DEUTSCHEN STEUERBERATER
KONGRESS 2020 am 11. und 12. Mai in Berlin absagen, um die Gesundheit aller Beteiligten zu schützen. Dennoch stellt sie für alle Berufsträger 
die hochwertigen Fachinformationen bereit.  

Videobotschaften des BStBK-Präsidenten  
und des Bundesfinanzministers
Prof. Dr. Hartmut Schwab gibt am 11. Mai mit einer Videobot-
schaft Einblick in die berufs- und steuerrechtlichen Entwick-
lungen, die den Berufsstand bewegen. Er geht vor allem auf 
die aktuellen und zukünftigen Herausforderungen ein, die u. a. 
die Anzeigepflichten für grenzüberschreitende Steuergestal-
tungen oder Digital Workflows mit sich bringen. Als Highlight 
wird auch eine Videobotschaft von Bundesfinanzminister und 
Vizekanzler Olaf Scholz erwartet. Zudem erörtert BFH-Präsident 
Prof. Dr. h. c. Rudolf Mellinghoff in seinem digitalen Grußwort 
aktuelle Steuerthemen.

Fortbildung mit E-Book 
Auch auf das erstklassige Fachprogramm des Kongresses zu aktuellen berufsrelevanten Themen müssen Steuerberater nicht verzichten:  
Die BStBK stellt die Skripte der Referenten mit wertvollen Praxishinweisen zu aktuellen Themen auf der Kongress-Website zur Verfügung.  
Das E-Book enthält die Vortragsunterlagen der Experten, die zum DEUTSCHEN STEUERBERATERKONGRESS als Referenten eingeladen  
waren. Das E-Book ist für alle Berufsträger kostenlos zugänglich und kann über die Zugangsdaten, die bei der Bundessteuerberaterkammer  
und den Steuerberaterkammern abgefragt werden können, heruntergeladen werden.

Alle Formate sind ab dem 11. Mai verfügbar unter  
www.deutscher-steuerberaterkongress.de.

Die Videobotschaft zur Corona-Krise von  
Prof. Dr. Hartmut Schwab an den Berufsstand  
ist auf Youtube verfügbar.
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https://www.youtube.com/watch?v=2bhIEAdhxD8


Corona-Krise: BStBK und WPK fordern weitere  
Maßnahmen zum Schutz von Unternehmen

Mehr Rechtssicherheit bei Meldepflicht für 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen

Die Corona-Krise ist eine strapazierende 
Situation für die deutsche Wirtschaft und so-
mit auch für Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer. Beide Berufsstände sind derzeit erste 
Ansprechpartner bei den Unternehmen zu 
Fragen rund um die wirtschaftlichen Auswir-
kungen der Krise. Um die Liquidität der Unter-
nehmen zu sichern sowie Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zu unterstützen, entwickelte 
die BStBK gemeinsam mit der Wirtschafts-
prüferkammer (WPK) einen 9 Punkte-Plan 
für zusätzliche steuerliche und verfahrens-
rechtliche Maßnahmen. Sie legten diesen am 
6. April 2020 dem Bundesfinanzministerium 
vor. Beide Organisationen begrüßten zwar die 
mit den BMF-Schreiben und den gleichlau-
tenden Erlassen der obersten Finanzbehörden 
der Länder bereits auf den Weg gebrachten 
steuerlichen Maßnahmen. Allerdings seien 
noch weitergehende Schritte erforderlich. 

Im 9 Punkte-Plan fordern BStBK und WPK 
insbesondere konkrete, schnell und büro
kratiearm umzusetzende Maßnahmen: So ist 
es nach Auffassung beider Organisationen 
u. a. erforderlich, Meldepflichten und Sank-
tionen zeitlich befristet auszusetzen und 
bestehende Fristen zu verlängern. Zudem 
fordern sie insbesondere, die Möglichkeit 
zur Steuerstundung bundeseinheitlich auf 
die Lohnsteuer auszuweiten und die Rege-
lungen zur Verlustverrechnung zu lockern. 
So könnten die in der Krise entstandenen 
Verluste mit den Gewinnen aus den Vorjah-
ren verrechnet werden. Zudem dürften nach 
Auffassung von BStBK und WPK für Unter-
nehmen in dieser Ausnahmesituation keine 
steuerlichen Nachteile entstehen, wenn sie 
beispielsweise bereits geplante Investi
tionen verschieben müssen, um ihre Existenz 
zu sichern.

Die BStBK nahm am 8. April 2020 zum Dis-
kussionsentwurf des BMF zur Anwendung 
der Meldepflicht für grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen Stellung. Sie kritisierte 
die weiterhin bestehende Rechtsunsicher-
heit für Steuerberater und Mandanten dar
über, in welchen Fällen eine Mitteilungs-
pflicht besteht und in welchen nicht.

Der Gesetzgeber hatte zugesagt, dass die 
Finanzverwaltung eine „white list“ erstellt, 
um festzulegen, in welchen Fällen kein steu-
erlicher Vorteil und damit keine Mitteilungs-
pflicht besteht. Die im aktuellen Diskussions-
entwurf vorgesehene Liste ist laut BStBK aber 
unzureichend, denn sie definiert nur einige 
wenige Fälle aus dem Erbschaft- und Einkom-
mensteuerrecht. Damit verfehlt der Gesetzge-
ber laut BStBK das geplante Ziel, die normale, 
alltägliche Steuerberatung von den Melde-
pflichten auszunehmen und eine Meldeflut 
an die Finanzverwaltungen zu verhindern. 
Die BStBK fordert weitreichende Ergänzungen 
der „white list“, sodass Steuerberater schnell 
und vor allem rechtssicher feststellen kön-
nen, ob eine „normale Steuerberatung“ oder 

eine meldepflichtige grenzüberschreitende 
Steuergestaltung vorliegt, um das Risiko für 
Bußgeldzahlungen zu minimieren.

Auch die Verfahrensfragen sind nach Auf-
fassung der BStBK im Diskussionsentwurf 
noch nicht hinreichend geregelt. So können 
Intermediäre oder Nutzer von ihrer Melde-
pflicht befreit sein, wenn sie nachweisen 
können, dass die Steuergestaltung bereits 
von einem anderen Berechtigten gemeldet 
wurde. Die Art des Nachweises ist aber nicht 
genau definiert. Aus Sicht der BStBK reicht 
es aus, wenn der Intermediär einen solchen 
Nachweis etwa in Form der Registrier- und 
der Offenlegungsnummer vorhält. Er sollte 
nicht zur aktiven Vorlage verpflichtet sein. Es 
bestünde sonst auch die Frage, wie und wo 
die Registrier- und Offenlegungsnummern 
mangels einer (erneuten) Meldung über die 
Steuergestaltung angegeben werden sollten.

Die BStBK-Stellungnahme ist 
unter www.bstbk.de in der  
Rubrik „Themen/Ertragsteuern“  
abrufbar.
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BStBK zur Änderung 
der Steuerberaterver-
gütungsverordnung
Am 24. Februar 2020 veröffentlichte das 
BMF den Referentenentwurf zur Fünften 
Verordnung zur Änderung steuerlicher 
Verordnungen, der u. a. Anpassungen der 
Steuerberatervergütungsverordnung vor-
sieht.

Die BStBK begrüßt den Entwurf in ihrer Stel-
lungnahme vom 23. März 2020. Die geplante 
Erhöhung von Obersätzen verschiedener Ge-
bühren, Gebührenrahmen bzw. Gegenstands-
werte und die notwendige Angleichung an 
das Vergütungsrecht der Rechtsanwälte ent-
sprechen im Wesentlichen den Forderungen 
der BStBK. 

Hervorzuheben sind die Anpassungen bei 
der Einnahmenüberschussrechnung: Sowohl 
der Oberwert für die Rahmengebühr als 
auch der Mindestgegenstandswert werden 
erhöht. Für Verfahren vor den Verwaltungs-
behörden wird künftig pauschal auf das 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz verwiesen. 
Die Rechtsbehelfstabelle E entfällt. Die Bera-
tungs-, Abschluss-, Buchführungs- und Land-
wirtschaftliche Tabelle (Tabellen A bis  D) 
werden um ca. 12 Prozent linear erhöht. 
Zudem steigen die Auslagenpauschalen, die 
Gebühren für die Lohnbuchführung und der 
Obersatz für die Zeitgebühr. 

Handlungsbedarf sieht die BStBK in ihrer 
Stellungnahme aber insbesondere bei der 
Neuregelung des § 9 Abs. 1 Satz 1 StBVV. Die 
elektronische Rechnungsstellung in Textform 
soll aktuell nur mit vorheriger schriftlicher 
Einwilligung des Auftraggebers erfolgen kön-
nen. Auch enthält der Vorschlag bisher keine 
Rückfalloption auf die Schriftform für den 
Fall, dass keine Einwilligung vorliegt. Diese 
sollte laut BStBK noch aufgenommen werden.

Die ursprünglich für den März vorgesehene 
Kabinettsbefassung konnte bisher nicht 
stattfinden. Angesichts der Corona-Krise ist 
davon auszugehen, dass sich das weitere 
Verfahren noch etwas verzögert.

Die BStBK-Stellungnahme ist 
abrufbar unter www.bstbk.de 
in der Rubrik „Themen“.

B E R U F S R E C H T
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https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/stellungnahmen/BStBK_2020-009_2020-03-23_Stellungnahme_Fuenfte-Verordnung-StBVV.pdf
https://www.bstbk.de/downloads/bstbk/presse-und-kommunikation/stellungnahmen/BStBK_2020-011_2020-04-08_Stellgn_BStBK_WPK_Anzeigepflichten.pdf


Herr Prof. Kempf, die Corona-Krise ist ein Stresstest für die deutsche 
Wirtschaft. Die Wirtschaftsweisen rechnen für dieses Jahr mit einem 
deutlichen Rückgang des Bruttoinlandsprodukts. Reicht das aktuell 
von der Bundesregierung geschnürte Hilfspaket aus, um Unternehmen 
zielgerichtet und schnell zu unterstützen?
Die Folgen der Pandemie für die deutsche Wirtschaft sind von 
historischer Tragweite. Wir im BDI rechnen mit einem massiven 
Einbruch der Wirtschaftsleistung, auch weltweit. Die Weltwirtschaft 
dürfte laut Internationalem Währungsfonds dieses Jahr um gut drei 
Prozent schrumpfen – das ist ein deutlich stärkerer Einbruch als 
nach der globalen Finanzkrise 2008/2009. 

Es war richtig und wichtig, dass die Bundesregierung zügig und 
entschlossen umfangreiche Hilfspakete für Unternehmen und 
Beschäftigte auf den Weg gebracht hat. Die Bundesländer bieten zu-
sätzliche Unterstützung an. Zudem gibt es nun wirtschaftspolitische 
Maßnahmen der EU, um Arbeitsplätze zu sichern und Wirtschafts-
wachstum zu fördern. Zahlreiche Unternehmen können damit die 
Krisenzeit überbrücken und ihre Liquidität sichern. Gesundheit hat 
oberste Priorität, sie darf aber nicht gegen die Wirtschaft ausgespielt 
werden. Gesundheitsschutz und wirtschaftliche Erholung sind keine 
Gegensätze, sondern zwei Seiten derselben Medaille. Ziel sollte ein 
verbindlicher Planungshorizont für die Unternehmen sein. Es muss 
gelingen, deutsche und europäische Wertschöpfungsketten zu erhal-
ten und schrittweise zu einem funktionierenden grenzüberschreiten-
den Verkehr zurückzukehren.

Mit welchen Maßnahmen kommt die Wirtschaft nach der Krise  
am schnellsten wieder auf die Beine? Braucht sie ein Konjunktur
programm? 
Es ist wichtig, den Stillstand von Wirtschaft und Gesellschaft bald stu-
fenweise wieder aufzuheben, sonst drohen erhebliche Konsequenzen 
für unsere Unternehmen und ihre Belegschaften, Kunden und Zuliefe-
rer. Derzeit gilt der Vorrang der Eindämmung der Corona-Pandemie. 
Als nächstes kommt wahrscheinlich eine monatelange Übergangspha-
se mit schrittweisen Lockerungen, aber auch noch erheblichen Be-
einträchtigungen der vollen Leistungskraft der deutschen Wirtschaft. 
Im nächsten Schritt ist es zentral, die Wirtschaft zu stabilisieren. 
Ein konjunkturpolitisches Signal wird dann notwendig sein, um das 
Vertrauen der Verbraucher und der Unternehmen in die Erholung zu 
festigen. In der Erholungsphase hin zum alten Niveau der wirtschaft-
lichen Aktivität vor der Krise ist ein großzügig angelegtes Wachstums
programm auch auf europäischer Ebene gefragt, das zum Beispiel die 
öffentliche Investitionstätigkeit erhöht, die Infrastruktur verbessert 
oder eine ehrgeizige Industrie- und Digitalstrategie in der EU verfolgt, 
zu der die Vorschläge bereits auf dem Tisch liegen. Deutschland ist 
aufgrund seiner soliden Politik besonders handlungsfähig. Dies muss 
genutzt werden. Die Richtschnur bei diesem phasenweisen Neustart 
müssen die Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft bleiben.

Bereits vor der Corona-Krise hatten Sie mehrfach eine Unternehmen-
steuerreform gefordert, um Deutschland im internationalen Steuer
wettbewerb attraktiver zu positionieren. Dies bekräftigt der BDI neben 
anderen steuerlichen Forderungen im „Acht-Punkte-Steuerplan zur Be-
wältigung der Corona-Krise“. Bislang erteilte die Bundesregierung der 
Reform aber eine Absage. Muss sie jetzt über ihren Schatten springen, 
um Arbeitsplätze zu sichern?
Gerade nach der Krise ist es erforderlich, dass Deutschland für die 
Unternehmen ein international wettbewerbsfähiges Steuerniveau 
schafft. Die Politik sollte – wie auch im Gutachten der Leopoldina vor-
geschlagen – endlich den Solidaritätszuschlag vollständig abschaf-
fen und die steuerliche Verlustverrechnung erleichtern. Zielführend 
ist es auch, die Abschreibungsbedingungen sowie die steuerliche 
Forschungsförderung zu verbessern.
 
Bei der Digitalisierung blieb die erhoffte Erfolgsgeschichte für Deutsch-
land im internationalen Vergleich bisher aus. Könnte sich das durch 
die Corona-Krise ändern? Wie beeinflusst die Ausnahmesituation die 
Digitalisierungskompetenz deutscher Unternehmen? Mit welchen Maß-
nahmen könnte die Bundesregierung Investitionen und Innovationen 
ankurbeln?
Die Krise befördert uns per Schleudersitz in die digitale Zukunft. 
Wirtschaft, Politik, Gesellschaft beschleunigen massiv ihre Digitali-
sierungsanstrengungen. Die Politik sollte diesen Paradigmenwechsel 
kraftvoll unterstützen, mit unbürokratischen Lösungen zur Eindäm-
mung der Krise und mit Maßnahmen, die Deutschland zukunftssicher 
machen: Fundamental sichere und leistungsfähige digitale Netze in 
der Fläche, digitale Verwaltung, Unterstützung für mittelständische 
Unternehmen, Förderung digitaler Zukunftstechnologien und digi-
taler Bildung.

Wie verändert die Krise die Weltwirtschaft? Wird sie beispielsweise in 
Zukunft weniger globalisiert sein als heute? 
Der Welthandel wird einen massiven Rückgang verzeichnen. Die 
Corona-Krise bedeutet aber kein Ende der Globalisierung, obgleich 
sie den Trend zur Re-Regionalisierung und Lokalisierung verstärken 
wird. Künftig werden Unternehmen nicht nur ihre Lieferketten genau 
auf Verwundbarkeit analysieren, sondern Redundanzen einbauen, 
um sich für den Krisenfall zu wappnen. Sie stellen auch die Just-in-
time-Produktion zunehmend auf den Prüfstand. Das Schlüsselwort 
heißt Diversifizierung. Große Sorge bereitet mir der Hang zu mehr 
Abschottung. Etliche Länder haben in der Krise Exportbeschrän-
kungen verhängt oder fördern die heimische Produktion von 
wesentlichen Versorgungsgütern und verstärken Anreize durch „Buy-
national“-Klauseln in der öffentlichen Auftragsvergabe. Besonders 
in Krisenzeiten sind nationale Alleingänge nicht Teil der Lösung, 
sondern Teil des Problems.

Interview mit Prof. Dieter Kempf,  
Präsident des Bundesverbandes der  
Deutschen Industrie e. V.

5  F R A G E N  A N  …
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B S T B K - A U S S C H Ü S S E

Am 29. Januar 2020 trafen sich die Mitglieder des Ausschus-
ses 30 unter dem Vorsitz von BStBK-Präsidialmitglied Prof. 
Dr. Uwe Schramm zur ersten Ausschusssitzung. Sie erörterten 
mit Dr. Robert Heller, Präsident der Bundesfinanzakademie, 
neue Ansätze für die Reform der Steuerberaterprüfung. 
Ebenfalls entwickelten sie Ideen, um Steuerberater als 
„Digitalisierungscoach“ für Unternehmen zu etablieren. Die 
Ausschussmitglieder befassten sich mit dem Vorstoß der 
Politik, duale Studiengänge im Berufsbildungsgesetz zu 
erfassen, und erarbeiteten die finale Entwurfsfassung der 
BStBK-Verlautbarung zur Qualitätssicherung in der Steuer-
beratungspraxis. Zudem stand ein Studienführer mit dem 
Berufsziel „Steuerberater“ auf der Agenda der Ausschussitzung.

BStBK-Präsidialmitglied Alexander C. Schüffner begrüßte am 
2. Dezember 2019 die Mitglieder des Ausschusses 20 zur kon
stituierenden Sitzung. Die Teilnehmer diskutierten den Entwurf 
der Prüfungsinhalte für die neue Fortbildung zum „Fachassis
tent Digitalisierung und IT-Prozesse“ (FAIT) und das weitere 
Vorgehen für die geplante Neuordnung der Berufsausbildung 
zum Steuerfachangestellten. Im Fokus der Ausschussarbeit 
standen zudem die Ende November 2019 beschlossenen Ände-
rungen des Berufsbildungsgesetzes (BBiG), das die umstrit-
tenen Fortbildungsbezeichnungen „Bachelor Professional“ und 
„Master Professional“  einführt. Weitere Schwerpunkte waren 
die Mindestausbildungsvergütung, der Freistellungsanspruch 
und die Mindestaufwandsentschädigung für Prüfer sowie die 
Gleichstellung von minderjährigen und volljährigen Auszubil-
denden bei Berufsschul- und Wegezeiten.

Mitglieder des  
Ausschusses (v. l. n. r.): 
Rüya Gazez-Krengel,  
Karin Schopp,  
Prof. Dr. Susanne  
Schmidt-Pfeiffer,  
Paul Thomas Koßmann,  
Prof. Dr. Uwe Schramm, 
Hilmar Speck,  
Christian Grobler und  
Ulrike Arndt

Mitglieder des  
Ausschusses (v. l. n. r.): 
Heinz Raschdorf,  
Stefan Blöcker,  
Kathrin Eggert,  
Ronald Maul,  
Robert Kühnel,  
Erika Rüter,  
Peter Geirhos,  
Alexander C. Schüffner,  
Silke Lachmann,  
Timo Wiggershaus  
sowie (nicht im Bild)  
Helga Kircher  
und Prof. Holger Meyer 

Ausschuss 20 „Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter“

Ausschuss 30 „Aus- und Fortbildung der Berufs- 
angehörigen, Qualitätssicherung, Compliance“

Steuerberater als 
Compliance-Faktor
Vor dem Hintergrund, dass die EU-Kommis-
sion für Juni 2020 einen Aktionsplan vorbe-
reitet, der Steuerbetrug bekämpfen, die Ein-
haltung der Steuervorschriften erleichtern 
und die Möglichkeiten der Digitalisierung 
verstärkt ausschöpfen soll, nahmen BStBK 
und DStV als „German Tax Advisers“ zu den 
Plänen der Kommission Stellung. Konkret 
lieferten sie Vorschläge, wie die Einhaltung 
von Steuervorschriften, die sogenannte Tax 
Compliance, in Europa verbessert werden 
kann. BStBK und DStV fordern, europaweit 
Standards der Tax Compliance einzuführen. 
In den Mitgliedstaaten wie Deutschland, 
in denen der Beruf reglementiert ist, sind 
Steuerberater von Rechts wegen verpflich-
tet, ihren Beruf gewissenhaft, sorgfältig und 
in Übereinstimmung mit allen Gesetzen aus-
zuüben. Sie unterstützen Mandanten dabei, 
ihren steuerlichen Pflichten nachzukommen, 
und sichern somit das Steueraufkommen.
Auch hat der Berufsstand eine besondere 
Rolle als Bindeglied zwischen Steuerpflich-
tigen und Finanzbehörden. Jedoch sei dies 
nicht in allen Mitgliedstaaten der Fall. BStBK 
und DStV heben hervor, dass eine hohe Qua-
lität von Steuerberatungsleistungen und von 
Aus- und Fortbildung der Steuerberater in 
Deutschland unabdingbar für Tax Compliance 
sei. Nur fehlerfreie und der Tax Compliance 
entsprechende Steuererklärungen können 
Steuerausfälle erheblich reduzieren.

E U R O PA
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